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Mandantenbrief 01/2018 

 

 SPRUCH des Monats  

 

Durch die Leidenschaften lebt der Mensch, durch die Vernunft existiert er 

bloß. 

 

Nicolas Chamfort; 1741 - 1794, französischer Moralist und Aphoristiker 

  

 

Was Sie interessieren kann:  

 

Arbeitsrecht  
 

Ab 1.1.2018 gilt der Mindestlohn in allen Bran-

chen 
  

Am 1.1.2015 wurde der gesetzliche Mindestlohn mit 8,50 € pro Stunde eingeführt. 

Seit dem 1.1.2017 beträgt er 8,84 €. Das Mindestlohngesetz regelt eine Anpassung 

alle zwei Jahre. Demnach gelten auch im Jahr 2018 8,84 €. 

 

Für Tarifverträge, die Löhne unter dem gesetzlichen Mindestlohn vorsehen, galt eine 

Übergangsfrist. Diese Frist ist inzwischen abgelaufen, sodass er ab 1.1.2018 in allen 

Branchen bezahlt werden muss.  

 

Für Zeitungszusteller gab es ebenfalls Sonderregelungen. Danach hatten sie im Jahr 

2016 einen Anspruch auf 85 % des gesetzlichen Mindestlohnes und ab 1.1.2017 

einen Anspruch auf 8,50 € pro Stunde. Ab 1.1.2018 erhalten jetzt auch sie den 

gültigen Mindestlohn von 8,84 €. 

 

Ausnahmen gelten nach wie für Jugendliche unter 18 Jahren ohne abgeschlossene 

Berufsausbildung, Auszubildende im Rahmen der Berufsausbildung, Langzeitarbeits-

lose während der ersten sechs Monate ihrer Beschäftigung nach Beendigung der 

Arbeitslosigkeit, Praktikanten, bei verpflichtendem Praktikum im Rahmen einer schu-

lischen oder hochschulischen Ausbildung oder freiwilligem Praktikum bis zu einer 

Dauer von drei Monaten zur Orientierung für eine Berufsausbildung oder der Auf-

nahme eines Studiums, Jugendliche, die an einer Einstiegsqualifizierung als Vorbe-

reitung zu einer Berufsausbildung oder an einer anderen Berufsbildungsvorbereitung 

nach dem Berufsbildungsgesetz teilnehmen, sowie ehrenamtlich Tätige. 

 



 

 
Familienrecht 
 
 

Neue "Düsseldorfer Tabelle" seit dem 1.1.2018 
  

In der "Düsseldorfer Tabelle" werden in Abstimmung mit den Oberlandesgerichten 

und dem deutschen Familiengerichtstag Unterhaltsleitlinien, u. . Regelsätze für den 

Kindesunterhalt, festgelegt. Zum 1.1.2018 wurde die "Düsseldorfer Tabelle" geän-

dert. Diese Erhöhung des Mindestunterhalts beruht auf einer Entscheidung des 

Gesetzgebers in der "Ersten Verordnung zur Änderung der Mindestunterhaltsverord-

nung" vom 28.9.2017. Die Regelsätze betragen nun: 

 

348 € für Kinder von 0 - 5?Jahren, 

399 € für Kinder von 6?- 11 Jahren, 

467 € für Kinder von 12 - 17 Jahren und 

527 € für Kinder ab 18 Jahren und steigen mit höherem Einkommen um bestimmte 

Prozentsätze. 

 

Erstmals seit 2008 werden auch die Einkommensgruppen angehoben. Die Tabelle 

beginnt daher ab dem 1.1.2018 mit einem bereinigten Nettoeinkommen von "bis 

1.900 €" (bisher 1.500 €) und endet mit "bis 5.500 €" (bisher 5.100 €).  

 

Auch der sogenannte Bedarfskontrollbetrag, der eine ausgewogene Verteilung des 

Einkommens zwischen dem Unterhaltspflichtigen und den Unterhaltsberechtigten 

gewährleisten soll, steigt im Jahre 2018 an. In der ersten Einkommensgruppe ent-

spricht der Bedarfskontrollbetrag dem notwendigen Selbstbehalt. Er wird in der 

zweiten Einkommensgruppe von bisher 1.180 € auf 1.300 € angehoben. 

 

Im Übrigen bleibt die "Düsseldorfer Tabelle" 2018 gegenüber der Tabelle 2017 un-

verändert. Der dem Unterhaltschuldner zu belassende Selbstbehalt erhöht sich nicht. 

 

Die gesamte Tabelle befindet sich als PDF-Datei auf der Internetseite des Oberlan-

desgerichts Düsseldorf unter http://www.olg-duesseldorf.nrw.de - Schnellzugriff - 

Düsseldorfer Tabelle. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 

http://www.olg-duesseldorf.nrw.de/infos/Duesseldorfer_Tabelle/Tabelle-2018/Duesseldorfer-Tabelle-2018.pdf
http://www.olg-duesseldorf.nrw.de/infos/Duesseldorfer_Tabelle/Tabelle-2018/Duesseldorfer-Tabelle-2018.pdf


 
Sonstiges 
 
Mutwillige Zerstörung in einer neu angeschaff-

ten Mietwohnung 
  

Mit dem Begriff Mietnomadentum haben inzwischen einige Immobilienbesitzer Be-

kanntschaft gemacht. Aber auch verärgerte Mieter hinterlassen nicht selten ihre 

zerstörerischen Spuren. Die daraus resultierenden Kosten sind i. d. R. nicht gerade 

gering. Hier stellt sich nunmehr grundsätzlich die Frage, wie diese Kosten einkom-

mensteuerlich zu beurteilen sind. 

 

In einem vom Bundesfinanzhof am 9.5.2017 entschiedenen Fall versagte das Fi-

nanzamt den Sofortabzug der Kosten bei einer neu angeschafften Wohnung, da es 

sich nach seiner Auffassung um sog. "anschaffungsnahe Herstellungskosten" han-

delt. Im entschiedenen Fall überschritt der zur Schadenbeseitigung aufgewendete 

Betrag 15 % der Anschaffungskosten für das Immobilienobjekt. Daher könnten die 

Kosten nur im Rahmen der Abschreibung anteilig mit 2 % über einen Zeitraum von 

50 Jahren steuerlich geltend gemacht werden. 

 

Demgegenüber kam der BFH zu dem Entschluss, dass Kosten für Instandsetzungs-

maßnahmen zur Beseitigung von Mieterschäden, die im Zeitpunkt der Anschaffung 

noch nicht vorhanden waren, sondern nachweislich erst zu einem späteren Zeit-

punkt am Gebäude verursacht wurden, nicht den anschaffungsnahen Herstellungs-

kosten zuzuordnen sind. Sie sind als sog. "Erhaltungsaufwand" und damit als Wer-

bungskosten sofort abzugsfähig. 

 


